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Planungsausschuss 	 V 
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itel 

Bebauungsplan Nr. 418 

IBeratun 5 	 e enstand 

Bebauungsplan Nr. 418, Teilbereich A 
Gewerbepark "Am Kaisergarten" ­

Entscheidung über die vorgebrachten Anregungen und 
Beschluss zur erneuten öffentlichen Auslegung 

Beschlussvorschia 

Der Rat der Stadt beschließt: 

nach eingehender Abwägung der Anregung zu I.A 1 stattzu­

geben; 


b) 	 nach eingehender Abwägung die Anregung zu I.B1 zurückzu­
weisen; 

den geänderten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 418, Teilbe­

reich A - Gewerbepark "Am Kaisergarten" - vom 23.05.2000 

nebst Begründung erneut öffentlich auszulegen; 


Bereich 5-1 Dezernat 5 Kämmerer 
- Stadtplanung - Planen. Bauen. 

Wohnen 

/. ( i· 

) 1) , f 
Datum l1. l " ( , Datum' 	 Datum Datum w • 

• Vorlage zur: 	 • Ergebnis: • Beschlusskontrolle: Beteiligung: öffentlich [xl 
nhörung (Al Zustimmung (Zl Ja oder nein Personalrat [J nicht öffentlich [) 
enntnisnahme (Kl Ablehnung (Al Gleich .. tel1ung .... telieU 
orberatung (V) Änderung (Äl 
schlussfassung 	(8) Anhörung vollzogen IAVI 


Kenntnhmahme IKI 




Drucksache Nr. Terminstadt 
B/OO/1C~ 26.06.2000 Rat der Stadt 

oberhausen 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 


10 


11 

12 

13 

14 

15 

16 


17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 


28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 


d) 	 dass Anregungen nur zu dem geänderten Teil des Bebauungsplanes (textliche 
Festsetzung Nr. 3) vorgebracht werden können; 

e) 	 die Dauer der Auslegungsfrist auf zwei Wochen zu verkürzen. 

Gesetzliche Grundlage: 	 !i 3 Abs. 2 und 3 Baugesetzbuch IBauGBI in der Fassung vom 27.08.1997 IBGB!. I. S. 

2141; 1998 I. S. 1371. 


Bezug 

Beschluss des Rates der Stadt zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes 
Nr. 418, Teilbereich A - Gewerbepark "Am Kaisergarten" - vom 28.02.2000 
(Drucksache Nr. B/00/435). 

Konsequenzen 

a) Finanzielle 

keine [Xl 

ja 	 [ 1 


b) Sonstige 

Begründung 

I. Bisheriger Verfahrensablauf 

Der Rat der Stadt hat am 03.02.1997 beschlossen, für den Bereich des Ge­
werbe parks "Am Kaisergarten" den Bebauungsplan Nr. 418 aufzustellen. 

Die Veröffentlichung dieses Beschlusses erfolgte am 03.03.1997 im Amtsblatt 
der Stadt Oberhausen. 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit gemäß § 3 (1) Baugesetzbuch (BauGB) und 
nach den "Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an 
der Bauleitplanung" der Stadt Oberhausen vom 18.05.1987 erfolgte für den 
Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 418 - Gewerbepark "Am Kaisergarten" ­
in der Zeit vom 06.04.1998 bis 20.04.1998 einschließlich die öffentliche Dar­
legung und Anhörung der Planung. 
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95 
96 
97 11. Stellungnahme der Verwaltung zu den Anregungen 
98 
99 Zu I.A 1 Staatliches Umweltamt Duisburg 

100 Am Freischütz 10 - 12 
101 
102 47058 Duisburg 
103 
104 Das Staatliche Umweltamt Duisburg (StUA) regt die Änderung der 
105 textlichen Festsetzung Nr. 3 an. Es wird vorgeschlagen, in dem 
106 Gewerbegebiet die Anlagen auszuschließen, die in der Liste zum 
107 Abstandserlass (Runderlass des Ministers für Umwelt, Raumordnung 
108 und Landwirtschaft vom 21.03.1990) enthalten sind, da die 
109 vorhandenen Betriebe keiner der Abstandsklassen in der Liste zum 
110 Abstandserlass zuzuordnen sind. 
11 1 
112 Stellungnahme der Verwaltung: 
113 
114 Um auch ein betriebsbedingtes Wohnen zu ermöglichen, wurde unter 
115 Berücksichtigung der bereits vorhandenen Betriebe folgende textliche 
116 Festsetzung getroffen: 
117 
118 • In den Gewerbegebieten GEl sind Betriebs-/Anlagearten der Ab­
119 standsklassen I - VI entsprechend der Abstandsliste des 
120 Runderlasses des Ministers für Umwelt, Raumordnung und 
121 Landwirtschaft vom 21.03.1990 (Abstandserlass) nicht zulässig. 
122 
123 Somit waren in den Gewerbegebieten GEl nur Be­
124 triebs-/Anlagearten der Abstandsklasse VII zulässig. 
125 
126 Die vom StUA vorgeschlagene Änderung schränkt die zulässigen 
127 Betriebs-/Anlagearten noch weiter ein. Da hierdurch die allgemeinen 
128 Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse und die Sicherheit der 
129 Bewohner in dem Gewerbegebiet verbessert werden, bestehen 
130 gegen die Änderung der textlichen Festsetzung Nr. 3 keine 
131 Bedenken. 
132 
133 Die geänderte textliche Festsetzung Nr. 3 lautet nunmehr wie folgt: 
134 
135 • In den Gewerbegebieten GEl sind Betriebs-/Anlagearten der Ab­
136 standsklassen I - VII entsprechend der Abstandsliste des Runder­
137 lasses des Ministers für Umwelt, Raumordnung und 
138 Landwirtschaft vom 21.03.1990 (Abstandserlass) oder Anlagen 
139 mit vergleichbarem Emissionsverhalten nicht zulässig. 
140 
141 
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236 
237 2.2 Begrünungsmaßnahmen 
238 
239 Zur Ergänzung der alleeartigen Baumbepflanzul1g des Max-Planck-Ringes 
240 ist durch textliche Festsetzung geregelt, dass der Bereich zwischen über­
241 baubarer Fläche und öffentlicher Verkehrsfläche entsprechend einem vor­
242 gegebenen Pflanzschema zu bepflanzen und dauernd zu unterhalten ist. 
243 
244 3. Fläche für Versorgungsanlage 
245 
246 Die vorhandene Trafostation der Energieversorgung Oberhausen AG vor 
247 dem Gebäude Max-Planck-Ring 40 ist als Fläche für Versorgungsanlage 
248 übernommen. 
249 
250 4. Erschließung 
251 
252 Die Erschließung des Plangebietes erfolgt über den vorhandenen Max­
253 Planck-Ring. 
254 
255 Zur Andienung des südlich angrenzenden Bauzentrums ist innerhalb der 
256 öffentlichen Grünfläche ein Geh-, Fahr und Leitungsrecht mit einer Breite 
257 von 7,0 m festgesetzt. 
258 
259 
260 5. Umweltschutz 
261 
262 5.1 Belange von Naturschutz und Landschaftspflege 
263 
264 Mit den Ausweisungen im Bebauungsplan sind keine Eingriffe in Natur und 
265 Landschaft verbunden, da der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 212 bis­
266 her eine industrielle Nutzung zulässt. Die Eingriffsregelung ist insofern 
267 nicht anzuwenden. 
268 
269 5.2 Altlasten 
270 
271 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 418, Teilbereich A, ist im 
272 Altlastenverdachtsflächenkataster der Stadt Oberhausen unter der Nr. 
273 F12.003 als Altablagerung mit Schlacke und Bergematerial gekennzeich­
274 net. 
275 
276 Das Areal wurde ursprünglich seitens der Stahlindustrie für die Ablagerung 
277 von Schlacken aus der Stahlerzeugung verwendet (1894 - 1952). Ab ca. 
278 1957 bis Ende der 80er Jahre erfolgte ein fast vollständiger Rückbau der 
279 abgelagerten Schlacken und die bautechnische Verwertung. 
280 
281 
282 
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283 
284 Auf der Grundlage von Vereinbarungen zwischen der Stadt Oberhausen 
285 und der Ruhrkohle AG erhielt der neue Eigentümer LEG 1985 eine wasser­
286 rechtliche Erlaubnis zur Aufschüttung von ca. 6 Mio. Tonnen Wasch­
287 bergematerial, um auf dem Gelände ein Gewerbegebiet zu entwickeln. Die 
288 Bergeauffüllung wurde durch die Ruhrkohle AG durchgeführt und 1993 ab­
289 geschlossen. 
290 
291 Da die Auffüllung wasserrechtlich geregelt wurde, und die gesamte Bau­
292 maßnahme hinsichtlich der Erfüllung von Nebenbestimmungen 
293 (insbesondere Erstellung einer Basisabdichtung) gutachterlich begleitet und 
294 dokumentiert wurde, besteht kein weiterer Untersuchungsbedarf. 
295 
296 Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist als Fläche, deren Böden er­
297 heblieh mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, gekennzeichnet 
298 (§ 9 (5) Nr. 3 BauGBI. 
299 
300 5.3 Wasserwirtschaftliehe Belange 
301 
302 Abwassertechnisch ist der Bereich des Bebauungsplanes vollständig an ein 
303 Versickerungs-Mischsystem angeschlossen, eine Versickerungspflicht ge­
304 mäß § 51 aLandeswassergesetz besteht daher nicht, wäre auch aufgrund 
305 der Waschbergeauffüllungen nicht möglich. 
306 
307 Das Grundwasser im Bereich des Bebauungsplanes und in seinem Umfeld 
308 ist durch die jahrzehntelange schwerindustrielle Tätigkeit deutlich beein­
309 flusst. Im Grundwasser sind im Rahmen der Begleitung der Berge­
310 schüttung im Zustrom des Geländes Arsen- und Cyanidauffälligkeiten 
311 festgestellt worden. Während der Bergeauffüllung war auch eine deutliche 
312 Zunahme der Sulfat- und Chloridkonzentrationen zu beobachten. Eine 
313 Grundwassernutzung im Bebauungsplanbereich ist schon wegen der 
314 Waschbergeschüttung einschließlich der Basisabdichtung auszuschließen. 
315 
316 Der Bebauungsplan enthält daher folgende Hinweise: 
317 
318 - Eine Grundwasserförderung ist unzulässig. 
319 
320 Die Betonagressivität des anstehenden Bergematerials ist bei der Be­
321 bauung des Geländes zu beachten. 
322 
323 - Es empfiehlt sich, auf Kellergeschosse zu verzichten, da die Verwertung 
324 des anstehenden Bergematerials außerhalb des Bebauungsplanbe­
325 reiches nur unter besonderen Anforderungen möglich ist. 
326 
327 Das Bebauungsplangebiet wird über die vorhandenen Mischwasserkanäle 
328 in den Erschließungsstraßen sowie das vorhandene Rückhaltebecken ent­
329 wässerungstechnisch erschlossen. 
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330 
331 Über die Hauptsammler in den Straßen Am Kaisergarten und Zum Eisen­
332 hammer, den Hauptkanal Oberhausen sowie den Hauptvorfluter Kleine 
333 Emscher werden die Abwässer der Kläranlage Duisburg Kleine Emscher 
334 zugeführt und dort mechanisch und biologisch gereinigt. 
335 
336 6. Kosten 
337 
338 Nach derzeitigem Erkenntnisstand entstehen der Stadt Oberhausen keine 
339 Kosten bei der Realisierung des Bebauungsplanes. 
340 
341 
342 IV. Weiterer Verfahrensverlauf 
343 
344 Der Verfahrensablauf des Bebauungsplanes Nr. 418, Teilbereich A, stellt sich 
345 wie folgt dar: 
346 
347 
348 Einverständnis des Rates mit dem geänderten Bebauungsplanentwurf sowie 
349 Beschluss des Rates gemäß § 3 (3) BauGB betreffend die erneute öffent­
350 liche Auslegung dieses Entwurfes; 
351 
352 erneute öffentliche Auslegung gemäß § 3 (3) BauGB für die Dauer von zwei 
353 Wochen; 
354 
355 Beschluss des Rates gemäß § 10 (1) BauGB (Satzungsbeschluss); 
356 
357 Rechtskraft des Bebauungsplanes durch Veröffentlichung des Satzungsbe­
358 schlusses im Amtsblatt der Stadt Oberhausen. 
359 
360 
361 V. Kurzzusammenfassung 
362 
363 Ziel und Zweck der Bauleitplanung ist es, für den industriell ausgewiesenen 
364 Bereich einen hochwertigen Gewerbepark zu schaffen, in dem durch Ein­
365 schränkung auf bestimmte Nutzungen auch betriebsbedingtes Wohnen ermög­
366 licht werden soll. 
367 
368 
369 
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